
Vorbemerkungen: 

 
Die „Allgemeine Sozialberatung“ steht Ratsuchenden unabhängig von Konfession und 
Staatsangehörigkeit bei der Bewältigung ihrer individuellen Probleme (z.B. Existenz-
ängste, familiäre Krisen etc.) unterstützend zur Seite. Dabei fungiert sie häufig als 
Clearingstelle, die durch das Weitervermitteln der Kunden an geeignete Fachbera-
tungsstellen eine bedarfsgerechte Versorgung sicherstellt.   
Zu deren Finanzierung erhält die ARGE Wohlfahrt seit 2017 eine Förderung aus frei-
willigen Mitteln, die mit Beschluss des Finanzausschusses ab 2019 von ursprünglich 
60.000,00 € auf jährlich 85.000,00 € sowie zuletzt einmalig für die Haushaltsjahre 
2021 und 2022 um 15% auf 97.750,00 € p.a. erhöht wurde (B.-Nr. 17.2/21 - SozA/ 
04.03.2021). Daneben wird die Beratungstätigkeit der Kurdischen Gemeinschaft 
Rhein-Sieg/Bonn e.V. seit 2017 mit jährlich 15.000,00 € bezuschusst; analog zur För-
derung der ARGE Wohlfahrt erfolgte für die Haushaltsjahre 2021 und 2022 eine 15 %-
ige Aufstockung auf 17.250,00 € p.a..  
 
Die Politik sprach sich im Rahmen der Haushaltsberatungen 2021/2022 ferner dafür 
aus, die Doppelstruktur der Förderung der Allgemeinen Sozialberatung durch eine 
neue gemeinsame Richtlinie aufzuheben. Es wird davon ausgegangen, dass die ge-
plante Richtlinie im ersten Halbjahr 2023 finalisiert wird.  
 

Erläuterungen: 

 
Für die Haushaltsberatungen 2023/2024 liegt ein neuer Antrag der ARGE Wohlfahrt 
vor, siehe Anhang. Dieser sieht eine signifikante Erhöhung der Fördermittel für die 
Allgemeine Sozialberatung auf insgesamt 175.000,00 € für das Jahr 2023 mit einer 
Dynamisierung der Mittel in Höhe der Steigerung des Preisindexes ab 2024 vor. Letz-
teres solle sich an den Tarifentwicklungen im Öffentlichen Dienst (TVöD) orientieren. 
Nach aktueller Beschlusslage besteht eine Grundförderung in von Höhe von 
100.000,00 €, die einmalig für die Haushaltsjahre 2021/2022 um 15 % erhöht wurde 
(ARGE Wohlfahrt: 85 T€; Kurdische Gemeinschaft: 15 T€). Somit würde dies einer 
Aufstockung um 75.000,00 € im Jahr 2023 gegenüber der Grundförderung entspre-
chen. 
Die beantragte Erhöhung wird mit einem stetigen Anstieg des Beratungsaufkommens 
begründet. Dies korreliere insbesondere mit den unvorhergesehenen Ereignissen in 
der jüngsten Vergangenheit (Pandemie, Unwetter Bernd). Hinzukommend schüre die 
aktuelle Energiekrise vermehrt Existenzängste in der Bevölkerung, sodass davon aus-
gegangen werden könne, dass der erhöhte Beratungsbedarf fortbestehe.  



Die „Allgemeine Sozialberatung“ stelle dabei ein niedrigschwelliges Unterstützungs-
angebot dar, welches von Ratsuchenden häufig als erste Anlaufstelle in Anspruch ge-
nommen werde.  
 
Die Verwaltung ist sich der wertvollen Arbeit der Wohlfahrtsverbände und der Kurdi-
schen Gemeinschaft bewusst und befürwortet dem Grunde nach die finanzielle Un-
terstützung der Allgemeinen Sozialberatung.  
Im Haushaltsplan 2023/2024 wurden bereits Mittel in Höhe von insg. 100.000,00 € 
eingeplant.   
Mit einem ersten Entwurf der gemeinsamen Richtlinien wird spätestens bis Ende die-
ses Jahres gerechnet.  
 
Um Beratung wird gebeten.  
 
Im Auftrag 
 
 
 
(Grünhage) 
Leiter Kreissozialamt 
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